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Projektentwickler kämpfen
mit dem Zinsanstieg, Geldge-
ber sind zurückhaltend. Das
macht die Refinanzierung
schwierig und die Unsicher-
heit groß. Die Titelgeschichte
des Magazin analysiert die
Lage und ihre Folgen. Ein In-
terview malt Szenarien, die
für viele unschön sein wer-
den: Zahlreiche Vorhaben
werden mehr Geld brauchen
und häufig wird ein Verkauf
der letzte Ausweg sein. Mez-
zaninefinanzierer erfüllt das
mit Hoffnung, Crowdinvest-
ments setzt das unter Stress.
Im Fahrwasser der steigen-
den Zinsen erleben die Bau-
sparkassen dagegen eine Art
Wiedergeburt.

Ergänzend finden Sie im
Magazin einen Blick auf den
Zustand der Digitalisierung in
den Banken, der eher mäßig
ist, und ein Update in Sachen
Geldwäschebekämpfung, bei
der es immer noch eher lang-
sam voran geht. Unser Markt-
überblick mit insgesamt 55
Finanzierern liefert erneut
Details, wer Geld für was und
zu welchen Bedingungen
bereitstellt.
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Rechtsanwalt
Prof. Dr. Heiko Fuchs

von Kapellmann
und Partner

Quelle: Kapellmann, Urheber: Jochen Rolfes

Baurecht. Macht ein Architekt die Übergabe
nachgebesserter Pläne davon abhängig, dass
der Bauherr einen Vergleich unterschreibt,
der ihn aus der Haftung entlässt, ist der
Vergleich nichtig, wenn der Architekt eine
Zwangslage des Bauherrn ausnutzt.

OLG München, Beschluss vom 4. Februar 2021,
Az. 28 U 2756/20 Bau

Architekt darf Zwangslage des
Bauherrn nicht ausnutzen
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DER FALL

EinArchitekt erstellt imAuftrag einesBau-
trägers eine Entwurfs- und Genehmi-
gungsplanung für zwei Doppelhäuser, die
unter anderem aufgrund einer Über-
schreitung der nach dem Bebauungsplan
maximal zulässigen Gebäudehöhe man-
gelhaft ist. Deshalb wird dem Bauträger
die beantragte Baugenehmigung nicht
erteilt und es wird verfügt, dass die Bau-
arbeiten, die bereits begonnenhaben, ein-
gestellt werden. Der Architekt macht die
Überarbeitung der Planung und die Ein-
reichung der Tektur von der Unterzeich-

nung eines von ihm vorbereiteten Ver-
gleichs abhängig. Da der Bauträger seinen
Erwerbern einen verbindlichen Überga-
betermin zugesichert hat und damit unter
erheblichem Zeitdruck steht, unter-
schreibt er diesen Vergleich, der den
Architekten aus jeglicherHaftung entlässt,
noch am selben Tag. Dennoch nimmt er
den Architekten nach Fertigstellung des
Bauvorhabens auf Schadenersatz wegen
der Verzögerungen in Anspruch, die auf
der mangelhaften Erstplanung beruhen.
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DIE FOLGEN

Mit Erfolg! Die mangelhafte Erstplanung
ist kausal für die verzögerte Fertigstellung
des Bauvorhabens, sodass der Architekt
zum Schadenersatz verpflichtet ist. Dass
einVergleich geschlossenwurde, steht der
Inanspruchnahme nicht entgegen, da der
Vergleich sittenwidrig und damit nichtig
ist, hält das Oberlandesgericht München
fest. Eine Nichtzulassungsbeschwerde hat
der Bundesgerichtshof zurückgewiesen
durch Beschluss vom1.März 2023 (Az. VII
ZR 175/2). Der Vergleich wurde in einer
Zwangslage des Bauherrn geschlossen.

Eine solche Zwangslage ist gegeben, wenn
wegen einer erheblichen Bedrängnis ein
zwingender Bedarf nach einer Geld- oder
Sachleistung besteht. Erforderlich, aber
auch ausreichend ist, dass dem Betroffe-
nen schwere Nachteile drohen, was hier
anzunehmen ist. Der Architekt schuldete
ohnehin eine Umplanung als Mangelbe-
seitigung. Die Haftungsfreistellung hat er
daher ohne Gegenleistung erhalten,
indemer die terminliche und damit finan-
zielle Zwangslage des Bauträgers ausge-
nutzt hat.
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WAS IST ZU TUN?

Bauherren unterzeichnen in vermeintli-
chen Zwangslagen oftmals Vereinbarun-
gen mit Planenden oder Ausführenden,
damit die Leistung nur weiter erbracht
wird. Anlass können streitige fehlerhafte
Leistungen, Verzug oder Nachtragsforde-
rungen sein. Die Entscheidung des Ober-
landesgerichts München zeigt, dass sol-

che Vereinbarungen im Ausnahmefall
unwirksam sein können. Dennoch ist
Bauherren zu einer besonnenen Prüfung
derartiger Vereinbarungsentwürfe zu
raten, da die Sittenwidrigkeit eine hohe
Hürde ist. Der Projekterfolg wird nur sel-
ten von wenigen Tagen Überlegungszeit
abhängen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Eine Konkurrenzschutzklausel
schützt nicht automatisch vor der
Ausweitung des Leistungsangebots durch
Bestandsmieter.

LG Berlin, Urteil vom 15. Dezember 2022,
Az. 21 S 1/22

Konkurrenzschutzklausel gilt
nicht für Bestandsmieter
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DER FALL

Der Kläger ist Vermieter und der Beklagte
istMieter vonMietflächen in einemÄrzte-
haus. ImMietvertrag wurde „Konkurrenz-
und Sortimentsschutz für den Betrieb
einer Praxis fürKieferorthopädie“ zuguns-
ten des Mieters vereinbart. In den Mona-
ten August 2020 bis Februar 2021 hatte er
die Miete mangelbedingt gemindert, weil
ein weiterer Mieter des Ärztehauses, eine

Zahnarztpraxis, ebenfalls kieferorthopä-
dische Leistungen anbot. Das Mietver-
hältnis über die Zahnarztpraxis bestand
bereits, als Vermieter und Mieter den
Mietvertrag über die Praxis für Kieferor-
thopädie abgeschlossen haben. Dies
wusste der Kieferorthopäde. Der Vermie-
ter verklagte ihn auf Zahlung der gesam-
ten Miete und bekam Recht.
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DIE FOLGEN

Die Mietminderung erfolgte nach Auffas-
sung desGerichts zuUnrecht. Der Verstoß
gegen eine mietvertragliche Konkurrenz-
schutzklausel kann zwar grundsätzlich
einen Mangel der Mietsache begründen.
Einen Verstoß gegen die Konkurrenz-
schutzklausel sah das Gericht hier aber
nicht. Nach dem Prioritätsprinzip besteht
kein Konkurrenzschutz, da der Bestands-
mieter die kieferorthopädischen Leistun-

gen innerhalb seiner Zulassung anbietet
und dem Beklagten bei seinem Mietver-
tragsabschluss bekannt war, dass eine
Zahnarztpraxis im Ärztehaus betrieben
wird. Die Konkurrenzschutzklausel
schützt den Mieter nicht davor, dass der
Bestandsmieter Leistungen anbietet und
erbringt, die er im Rahmen seiner Zulas-
sung erbringen darf.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Bei der Gestaltung von Konkurrenz-
schutzklauseln ist sorgfältig zu prüfen,
welche Bestandsmieter es im Mietobjekt
gibt. Es sind auch Bestandsmieter zu
berücksichtigen, die branchennahe Leis-
tungen erbringen, da es zu branchenübli-
chen Ausweitungen der Leistungen kom-
men kann, vor denen eine Konkurrenz-
schutzklausel unter Umständen nicht
schützt. Gibt es branchengleiche oder
-nahe Bestandsmieter, ist eine ausdrück-
liche Regelung zu treffen, wenn auch hin-
sichtlich solcher Nutzer Konkurrenz-
schutz gewährt werden soll. Faktisch wer-
den sich Vermieter nicht darauf einlassen,

Konkurrenzschutz hinsichtlich der
Bestandsmieter einzuräumen. Vorsicht ist
aber auchdann geboten,wenn esKonkur-
renzschutz vor einer Ausweitung der
angebotenen Leistungen der Bestands-
mieter geben soll. Denn in der Regel
haben Mieter unter dem vereinbarten
Mietzweck gewisse Handlungsspielräume
hinsichtlich der mietvertraglich zulässi-
gen Nutzung und der angebotenen Leis-
tungen. Daher sollten Vermieter stets
sorgfältig prüfen, inwieweit sie Konkur-
renzschutz überhaupt gewähren können,
ohne gegen bestehende Mietverträge zu
verstoßen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Alexander Beutling
von Lenz und Johlen

Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Das beschleunigte
Verfahren bleibt nach § 13a BauGB im
Siedlungsbereich ein geeignetes Instrument,
um auch Außenbereichsinseln städtebaulich
zu entwickeln.

BVerwG, Urteil vom 25. April 2023,
Az. 4 CN 5/21

Park im Siedlungsbereich kann
beschleunigt überplant werden
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DER FALL

Der strittige Bebauungsplan umfasst ein
etwa 7,2 ha großesGebiet, das von Straßen
begrenzt wird, an die sich wiederum
Bebauung anschließt. Bestandteil der Pla-
nung ist ein etwa 9.000 qm großes unbe-
bautes Grundstück, das im Flächennut-
zungsplan als Parkanlage dargestellt ist.
Die Gemeinde stellte im beschleunigten
Verfahren nach § 13a BauGB einen Be-

bauungsplan auf. Im Rahmen einer Nor-
menkontrolle wendet sich hiergegen ein
Nachbar und macht geltend, dass es sich
bei der Parkanlage um eine sogenannte
Außenbereichsinsel im Innenbereich
handle, die daher nicht imbeschleunigten
Verfahren überplant werden dürfe. Er
blieb damit ohne Erfolg!
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DIE FOLGEN

Der Bebauungsplan durfte im beschleu-
nigten Verfahren aufgestellt werden. Die
gebietsbezogene Abgrenzung von Innen-
und Außenentwicklung wird an der Bele-
genheit des betreffenden Gebiets in der
Ortslage und dem Siedlungsbereich fest-
macht. Der planungsrechtliche Status der
Flächen, ihre Zugehörigkeit zum Innen-
oder Außenbereich, ist hierfür nicht aus-

schlaggebend. Flächen und Grundstücke,
obbebaut oder unbebaut, die diesseits der
äußeren Grenze der Ortslage liegen, sind
typischerweise Teil des Siedlungsbe-
reichs, der vorrangig für eine städte-
bauliche Entwicklung in denBlick genom-
men werden soll. In diesem Falle darf von
der Umweltprüfung und dem Umweltbe-
richt abgesehen werden.
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WAS IST ZU TUN?

Das Urteil bringt Rechtssicherheit bei der
Überplanung von innerstädtischen Frei-
flächen und Grünflächen. Diese dürfen
mit einbezogenwerden, auchwenn sie für
sich betrachtet dem Außenbereich zuzu-
ordnen sind. Die Voraussetzungen sind
jedoch sehr sorgfältig zu prüfen. Liegen
die Anwendungsvoraussetzungen nicht
vor, ist der Bebauungsplan wegen fehlen-
der Umweltprüfung und fehlendem
Umweltbericht unwirksam. Die Belegen-
heit einer Freifläche innerhalb der Orts-
lage rechtfertigt nicht immer die Zuord-
nung zum Siedlungsbereich. Vielmehr
ist eine wertende Betrachtung nach der
Verkehrsauffassung unter Beachtung

siedlungsstruktureller Gegebenheiten ge-
boten. Je nach Einzelfall sind verschie-
dene Kriterien heranzuziehen, z.B. die
Größe der Freifläche und der Eindruck
der Zugehörigkeit zum Siedlungsbereich.
Von Bedeutung kann auch sein, ob die
einbezogene Freifläche in einem beson-
deren funktionalen Zusammenhang mit
dem sonstigen Plangebiet steht oder ob
dessen Zuschnitt, gerade in Bezug auf die
Einbeziehung der Freifläche, als nicht
nachvollziehbar oder gar willkürlich
erscheint. Eine frühere undnachwirkende
bauliche Nutzung kann eine besondere
inhaltliche Nähe zum Siedlungsbereich
indizieren. (redigiert von Anja Hall)

Steuerberater
Klaus Bührer
von Dornbach

Quelle: Dornbach

Steuerrecht. Eine Bruchteilsgemeinschaft
kann keine umsatzsteuerlichen Leistungen
gegen Entgelt erbringen und ist damit auch
keine umsatzsteuerliche Unternehmerin.

BFH, Urteil vom 28. August 2023,
Az. V B 44/22

Eine Bruchteilsgemeinschaft
ist keine Unternehmerin

... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Der Kläger war bis zum Jahr 2014 Allein-
eigentümer eines Grundstücks, das er seit
2011 umsatzsteuerpflichtig an seinen
Sohn vermietete, der darauf ein Hotel
betreibt. Im Jahr 2014 übertrug der Kläger
das hälftige Miteigentum zunächst an
seine Ehefrau. Im Anschluss veräußerten
die Ehegatten das Grundstück umsatz-
steuerfrei an ihren Sohn. Im Rahmen

einer Außenprüfung wurde festgestellt,
dass aufgrund der steuerfreien Grund-
stückslieferung dann entsprechend auch
der Vorsteuerabzug der Vorjahre nach
§ 15a UStG zu berichtigen ist. Einspruch
und Klage vor dem Finanzgericht hatten
keinen Erfolg. Gegen die Nichtzulassung
der Revision legte der Kläger Beschwerde
beim Bundesfinanzhof ein.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Die Beschwerde des Klägers hatte Erfolg.
Der BFH bemängelte vor allem die feh-
lende Klärung der Frage, wer das Grund-
stück auf den Sohn übertragen hatte: eine
Bruchteilsgemeinschaft aus Vater und
Mutter oder beide getrennt? In diesem
Zusammenhang bestätigte der BFH noch-
mals, dass zumindest die Bruchteilsge-
meinschaft nicht in der Lage ist, eine wirt-
schaftliche Tätigkeit im eigenen Namen,

für eigene Rechnung und in eigener Ver-
antwortung auszuüben und insoweit auch
kein damit einhergehendes wirtschaftli-
ches Risiko tragen kann. Mit Verweis auf
EuGH-Rechtsprechung kann eine Bruch-
teilsgemeinschaft somit keine entgeltli-
chen Leistungen erbringen und folglich
auch kein umsatzsteuerlicher Unterneh-
mer sein.
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WAS IST ZU TUN?

Der BFH bestätigt seine bisherige Recht-
sprechung. Mit dem Jahressteuergesetz
(JStG) 2022 hat der Gesetzgeber diese
Rechtsprechung ab dem Jahr 2023 in
§ 2 Abs. 1 S. 1 UStG allerdings dahinge-
hend korrigiert, dass die umsatzsteuerli-
che Unternehmereigenschaft „unabhän-
gig davon (ist), ob er nach anderen
Rechtsvorschriften rechtsfähig ist“, sodass
nun auch die nichtrechtsfähige Bruch-
teilsgemeinschaft umsatzsteuerlicher
Unternehmer sein kann. Obwohl der BFH
imUrteilsfall nicht zum JStG 2022 Stellung
nehmen musste, ließ er es sich nicht neh-
men, darauf hinzuweisen, dass das natio-

nale UStG richtlinienkonform nach den
Vorgaben des EuGH auszulegen ist. Da
der EuGH für eine wirtschaftliche Tätig-
keit die Fähigkeit voraussetzt, im Rechts-
verkehr handeln zu können, und die
Bruchteilsgemeinschaft diese Rechtsfä-
higkeit nicht besitzt, dürfte zweifelhaft
sein, ob die Neuregelung in § 2 Abs. 1 S. 1
UStG unionrechtskonform ausgestaltet
ist. In Fällen, in denen die Unternehmer-
eigenschaft der Bruchteilsgemeinschaft
nicht gewünscht ist, könnten also auch
ab 2023 diesbezügliche Finanzgerichts-
verfahren nicht komplett chancenlos
sein. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


